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Drucksache 2919 


Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfier, Hörauf 

und Genossen 

— Drucksache 2783 — 

betr. Unwetterkatastrophe in den Landkreisen Eggenfelden und 
Vilsbiburg 

und über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 2792 — 

betr. Unwetter- und Hochwasserschäden 


A. Bericht des Abgeordneten Brese 


Die Drucksachen 2783 und 2792 wurden am 
14. Juni an den Haushaltsauschuß federführend und 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Mitberatung überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat am 21. Juni 1961 beide 
Anträge behandelt. Er hat festgestellt, daß das An- 
liegen des Antrages — Drucksache 2783 — von dem 
Antrag — Drucksache 2792 — mit erfaßt wird. Er ist 
daher zu der Auffassung gekommen, daß dieser An- 
trag in die Erledigung des Antrages — Drucksache 
2792 — einbezogen werden sollte. 

Bezüglich des Antrages — Drucksache 2792 — hat j 
der Haushaltsausschuß festgestellt, daß es zur Zeit 
nicht möglich ist, von der Bundesregierung be- 
stimmte Maßnahmen zur Milderung der Schäden 
1961 zu vGrlcin^6n, dci däs Ausmäß dGr durch diG j 
UnwGttGr vGrursachtGu SchädGn noch nicht fGStzu- j 
stGllen ist. So konnte der Aussdiuß den Vorschlä- | 
gen des mitberatenden Ausschusses für Ernährung, | 


Landwirtschaft und Forsten, Erleichterungen bezüg- 
lich der Lastenausgleichsabgabe und bei der Fest- 
setzung des Einheitswertes mehrfach geschädigter 
landwirtschaftlicher Nutzflächen zu gewähren, nicht 
folgen. Der Haushaltsausschuß ist der Meinung, daß 
solche Ersuchen auch nicht erforderlich sind, weil 
die bestehenden Gesetze bereits ausreichende Mög- 
lichkeiten bieten, im Einzelfall solche Erleichterun- 
gen zu gewähren. Die Erledigung des Antrages 
kann jedenfalls nur unter Beachtung der Richtlinien 
geschehen, die bereits aus Anlaß früherer Ernte- 
schäden vom Haushaltsausschuß erarbeitet und vom 
Deutschen Bundestag in seiner 137, Sitzung vom 
16. Dezember 1960 beschlo«sen wurden. 

Der Haushaltsausschuß schlägt daher vor, die 
Bundesregierung zu ersuchen, stich dm Rahmen die- 
ser Richtlinien, das heißt, insbesondere unter Wah- 
rung des Subsidiaritätsprinzips, an den Hilfsmaß- 
nahmen der Länder zu beteiligen. 


Bonn, den 21. Juni 1961 

Brese 

Berichterstatter 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wiiird ersucht, sich an den 
Hilfsmaßnahmen der Länder zur Milderung der 
Unwetter schaden 1961 im Rahmen der Richtlinien 
zu beteiligen, die in dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 16. Dezember 1960 zu Druck- 
sache 2322 Nr. 1 festgelegt wurden. 

2. Der Antrag — Drucksache 2783 — wird durch die 
Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt erklärt. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Der Haushaltsausschuß 


Dr. Vogel 

Stellv. Vorsitzender 


Brese 

Berichterstatter 



